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Sozialgericht Gießen
Az.: S 25 AS 155/15 ER d@

I ro"man zo6 I
t R,q Tronte Uonrngd

Eleschluss

ln dem Rechtsstreit

Antragstellerin,

Prozessbevollm. : Rechtsanwalt Tronj e Döhmer KD MAI hl LAW,
Bleichstraße 34, 35390 Gießen,

gegen

Jobenter Gießen,
Nordanlage 60, 35390 Gießen,

Antragsgegner,

hat die 25. Kammer des Sozialgerichts Gießen am L Mäz 2015 durcf den Vorsitzenden,
Richter am Sozialgericht Dr. Formann, beschlossen:

t. Die aufschiebende Wlrkung der Klage vom 21. August
20'!4 gegen den Beschetd vom 2. Mai 2{l{4In der Fassung
des tsesehoids vom f . Juli 20t4 in den Gestalt des Wlder-
spruehsbesche.ids vom 29. .iu!i 2014 wird angeordnet

2. Der Antragsgegner trägt die notwendigen aulßergerlcht-
lichen Kosten der Antragstellerin.
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Grilnde

Der Antrag der Antragstellerin,

die aufsehiebende Wirkung der Klage vom 21. August 2014' gegen den Bescheid

vom 2. Mai 2014 in der Fassung des Bescheidevorn 1. Juli 2014in derGestalt

des Wderspruchsbescheide vom 29. Juli 2014 anzuordnen,

ist zulässig und begrllndet.

Gemäß $ 86 b Abs. 1 S. 1 Nr. 2 SGG kann das Gericht auf An$ag in den Fällen, in denen

Widerspruch oder Anfechtungsklage keine aufschlebende \Mkung haben, die aufechie-

bende llVinkung ganz oder teilweise anordnen.

Dio Klage der Antragstellerin gegen die Aufhebungsentscheidung des Antragsgegnele

hat gemäß $ 39 Nr. 1 SGB ll zunäehst keine aufsehiebende Wirkung,

Ob die aufschiebende Wirkung ganz oder teilweise anzuordnen ist, entscheidet das Ge-

richt naeh pfliehtgemäßen Ermessen auf der Grundlage ciner Abwägung, bei der das

private Interesse des Bescheidadressaten an der Aufschiebung der Vollziehung gegen

das öffentliche lnteresee an der sofortigen Vollziehung des Verwaltungsaktea abzuwägen

und dabei dle Erfolgsaussichten in der Flauptsache mit zu berücksichtigen sind.

Hier übenriegen die Interessen der Antragstellerin, da der Bescheid vom 2. Mai 2014

rechtswidrig ist. An der Vollziehung eines rechtswidrigon Bescheids kann kein Interesse

bestehen.

Der Anopruch der Antragstellorin folgt aus $ 22 Abs. 1 $aE 1 SGB ll. Dieser sieht vor,

dass Bedarfe für Unterkunft und Heizung in Höhe der tatsäohlichen Aufovendungen aner-

. kannt werden, soweit diese angemessen sind. Der Bedarf der Antragstellerin hinsic-fttlich

der l-{eizung ist angemessen in diesem Sinne. Diee ist zwischen den Beteiligten auch

unstrittig.

Aber euch der Bedarf für lJnterkunft ist angemcssen. Dabei kann das Gericht offen las-

oen, ob das Konzept des kommunalen Trägers zur Bestimmung der angenressenen Kos-

ten ftlr Unterkunft sehltlssig ist. An der Auffassung, dase das Konzept unschlüssig sei,

weil zur Bestimmung der Angemessenhoitsgrenzen auch Daten aus dern Bestand des

Antragsgegners herangezogen wurden (SG Gießen vom 28. November 2014 - S 25 AS

859114 ER - Juris-Rn. 39), hält das Gericht nicht mehr fest. Der kommunale Träger hat
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& inarvischen eine Berechnung ohne Einbeziehung der Daten aus dem Bestand des An-"

tragsgegners vorgelegt, au$ der sich keine höhere Angemcssenheitsgrenze ergeben haf ,.

Allerdings ist der Antragsgegner nicht in der Lage gewesen nachzuweisen, dass nach-

diesem Konzept angemessene Wohnungen tatsächlich in ausreichender Anzahl auf dem

Wohnungsmarkt zur Verfligung stehen. Dies ergibt sieh aus den vom Antragsgegner vor-

gelegten Wohnungsangeboten und wird auch durch die durch die Antragstellerin vorge-

legten Angebote bestätigt. Der Antragsgegner hat ftlr den Zeitraum 25. frlovember 2013

bis 28. Juli 2014 insgesarnt sieben Wohnungsangebote vorgelegt. Bei dem Wohnungs-

angebot in Wettenberg ist nieht gesichert, ob es tatsäehlich die Angemessenheitsgrenzen

einhält. Qb der Antragstellerin tatsächlich ein Umzug nach l'{ungen zumutbar ist, hält das

Gericht für areifelhaft. Für einen Suchzeitraum von acht Monaten über den Bereich der

gesamten Stadt Gießen und der angrenzenden Gemeinden sind fünf bzw. auch sleben

Wohnungsangebote nicht ausreichend, das Gerieht davon zu übezeugen, dass ausrei-

chend freie Wohnungen zu den Kriterien des Antragsg,egners äberhäupt zur Verfügung

standen. Dae Gericht verkennt dabei nicht, dass die vom kommunalen Träger des An-

tragsgegners ausgewerteten Wohnungsangebote nicht den vollständigen Angebotsmarkt

erfassen könnon. Es ist allerdings davon auszugehen, dass der kommunale Träger mit

seiner Auewertung der gängigen Intemetportale und der verbreiteten Printmedien einen

Großteil des frei zugängliehen Wohnungsmarktes abbildet. Ee fehlen im Wesentlichen

nurr die Wohnungsbaugesellsehaften, da diese regelmäßig keine Arizeigen schalten. ,D"t
konkete Fall und die geriehtliche Fraxis zeigen aber, dass die Wohnungsbaugesellsffiaf-

ten ebenfalls nicht in großor Anzahl über Wohnungen verfügen, die den Kriterien des

Antragsg egners entsprechen.

Der Antragsgegner ist asar nicht verpflichtet, dem l'lilfebedtiffiigen konkrete Wohnungs-

angobote vorzulegen, es ist aber durch den Antragsgegner nachzuweisen, ob ausrei-

chender angemessenerWohnraum im Absenkungszeitraum auf dem zugängliehen Woh-

nungsmarkt zur Verfügung stand. Ob dies eine Frage der abstrakten Angemessenheit,

aleo der Schltissigkeit des Komepte, oder der konkreten Angemessenheit ist, kann da-

hinstehen bleiben. Der 4. Senat des Bundeesoäalgerichts meint, dass Fälle der obJokti-

ven Unmöglichkelt der Anmietung einer angernessenon Wohnung nur in Ausnahmefällen

auftreten können (tsSG vom 19. Februar 2CI09 - B 4 AS 30/08 R -.!uris-Rn. 36 = BS€E

102,2ts3) und geht damit davon aus, dass die Frage der ausreichenden Anzahl ange-

messener Wohnungen im Rahmen dee Konzepts beantwortet wird. Der 14. Senat folgtt

diesem Ansatz nur bedingt und nimmt nur in den Fällen, in denen das Konzept auf einem

qualifizierten Mietspiegel beruht, an, dass angemessene Wohnungen auf dem Woh-

nungsmarkt tatsächlich in ausreichendor Anzahl vorhanden slnd (B$G vom 13. April
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aafi - B 14 AS 106/10 R - Juris-Rn. 30 = SGb e012, 361). Ob dieser Rüekschlus€ bel

Ertrebungen, die sich naeh der Reehtsprechung des Bundessozlalgerichts zulässiger

Weise nur auf Bestandsmicten stützen können (BSG vonn 10. September 2013 - B 4 AS

77112 R - Juris-Rn. 30 = NZS 2014, 149\, tatsäehlich a'rringend ist, kann letatlich dahln-

stehen. Selbst wenn das Komept des kommunalen Trägers schlüssig wäre, wäre der

Naehweis, dass angemessener Wohnraum in Gießen zu den Angemessonheitsgremen

des Antragsgegne!"s für Ein-Personen-HauehalG irn Zeitraum 30. April 2013 bls 29. Aprll

2014 in ausrelchendem Umfang zur Verfägung stand, weder durch dieses Konzept noch

durch die Daten aus der Angebotssan'lmlung des Antragsgegners gefühnt.

Die Kostenentscheidung folgt aus S 193 SGG.

Die Besehwerde ist nicht zulässig, da den Antragsgegner in einer Hauptsache nicht mir

mehr als 750 € beschwcrt wäre, $$ 172, 144 SGG.

gez. Dr. Fonnann
Richter am SG

Ausgefertigü:
Gießen,09/9.20
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